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Edmund Stoiber: 
Am 22. September 

Hellt es darum, eine 
falsch angelegte 

Politik durch eine 
wirf schafts- und 

arbeitsmarkt- 
politische Konzep- 

tion zu ersetzen, 
die geeignet ist, 

unser Land in die 
Spitzengruppe der 
^'irtschaftsstarken 

Länder Europas 
zurückzuführen. 

STOIBER-SPATH - PLAN FüR MEHR WACHSTUM 

Offensive 2002 - 
Aufschwung für Arbeit 

Nach der Bundestagswahl 
will die Union mit einem 
Sofortprogramm von zehn 
Milliarden Euro einen 
Richtungswechsel für Auf- 
schwung und neue Arbeits- 
Plätze herbeiführen. 

Unionskanzlerkandidat 
Edmund Stoiber und der de- 
signierte Wirtschaftsmini- 
ster Lothar Späth haben dazu 
am 12. Juli in Berlin ihr Kon- 
zept „Offensive 2002 - Auf- 

schwung für Arbeit" vorge- 
stellt. „Die Probleme auf dem 
Arbeitsmarkt lassen sich 
nicht dadurch lösen, dass 
man lediglich die Verwal- 

tung der Arbeitslosigkeit ver- 
bessert und die Arbeitslosen- 
statistik schönt", sagte Stoi- 
ber. Das Hauptproblem sei 
nicht die Vermittlung der Ar- 
beitslosen, sondern „der mil- 
lionenfache Mangel an Ar- 
beitsplätzen".  Forts. Seite 2 
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HEUTE  AKTUELL 
1 STOIBER-SPäTH-PLAN 

• Sommertour der Par- 
teivorsitzenden Angela 
Merkel. Mit Stellungnah- 
men zu Ökosteuer und 
zum Wirtschaftsbericht 
2002 des Bundeswirt- 
schaftsministers: Eine 
Abschiedsbilanz der Re- 
gierung Schröder (Seite 
6-7) • „Mission Wech- 
sel": Sommercamp in 
Geseke. Wahlkampfhel- 
fer auf gemeinsamen 
Sieg eingeschworen 
(Seite 5) • Wolfgang 
Meckelburg: Soziale Ge- 
rechtigkeit - die Bilanz 
der Schröder-Regierung 
ist miserabel (Seite 
10-11) • Klaus Lip- 
pold, Heinrich-Wilhelm 
Ronsöhr und Peter 
Hintze zu den Fischler- 
Vorschlägen: In der eu- 
ropäischen Agrarpolitik 
sind Verlässlichkeit und 
Perspektiven gefordert 
(Seite 12) • Mindestens 
drei Wochenstunden 
Sport in allen Schul- 
stufen verbindlich. Bun- 
desfachausschuss legt 
sportpolitisches Sofort- 
programm für die Bun- 
destagswahl vor (Seite 
14-15) 

Fortsetzung von Seite I 
Mit dem vorliegenden 

Sieben-Punkte-Plan bündele 
die Union die Vorschläge aus 
dem Regierungsprogramm 
und neue Maßnahmen zu ei- 
ner „kompakten Offensive 
für Deutschland". 

Als Bundeskanzler, so 
Stoiber, werde er dafür sor- 
gen, dass dieses Programm in 
den ersten Monaten nach der 
Regierungsübernahme in 
praktische Politik umgesetzt 
werde. Weiter betonte der 
bayerische Ministerpräsi- 
dent, dass das Programm „so- 
lide finanziert" sei durch die 
Rückflüsse aus der Europäi- 
schen Union für nicht abge- 
rufene Strukturfondsmittel, 
durch die Privatisierung von 
Bundesbeteiligungen sowie 
durch Umschichtungen und 
Einsparungen im Haushalt. 

Für die neuen Bundeslän- 
der plant die Union ein kom- 
munales Investitionspro- 
gramm von einer Milliarde 
Euro. Damit sollen Städte 
und Kommunen notwendige 
Arbeiten an Krankenhäu- 
sern, Schulen, Kindergärten 
sowie Sport- und Kultur- 
einrichtungen finanzieren. 
Außerdem  will  die Union 

Mittelstand, Existenzgrün- 
der und Innovationen in Ost- 
deutschland mit einer weite- 
ren Milliarde Euro ausstat- 
ten. Um ostdeutsche Unter- 
nehmen in die Lage zuverset- 
zen, schneller und flexibler 
zu handeln, sollen Experi- 
mentier- und Öffnungsklau- 
seln vor allem Existenzgrün- 
der von bürokratischen 
Hemmnissen entlasten. 

Jenoptikchef Lothar 
Späth wies daraufhin, dass 
die Großbetriebe in Deutsch- 
land in den letzten zwanzig 
Jahren eine Million Arbeits- 
plätze abgebaut hätten, 
während der Mittelstand drei 
Millionen neuer Arbeits- 
plätze geschaffen habe. Weil 
dies so sei, müssten gerade 
die kleinen und mittleren Un- 
ternehmen „ermuntert und 
nicht mit Bürokratie überfal- 
len" werden. Dennjederneue 
Unternehmer schaffe drei bis 
sechs neue Arbeitsplätze. 

Zudem sprach er sich 
dafür aus, den High-Tech- 
Standort Deutschland wieder 
stärker herauszustellen. Als 
Beispiel nannte er den Bau 
einer Referenzstrecke des 
Transrapid in der Bundesre- 
publik. 
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STOIBER  TRIFFT  PUTIN 

Künftig noch engere 
Wirtschaftsbeziehungen 

Unionskanzlerkandidat Edmund Stoiber 
ist am 10. Juli in Begleitung von Wolfgang 
Schäuble mit dem russischen Präsidenten 
Wladimir Putin in Moskau zusammenge- 
troffen. 

Bei dieser Begegnung setzte sich der 
bayerische Ministerpräsident vor allem für 
engere Wirtschaftsbeziehungen zwischen 
beiden Ländern ein. Putin kündigte bei dem 
Treffen an, dass die staatliche russische 
Fluggesellschaft Aeroflot 18 Passagierma- 
schinen vom Typ Airbus A300 im Wert von 
bis zu 700 Millionen Euro kaufen werde. 
>,Die Entscheidung für Airbus ist ein deutli- 
ches Zeichen Russlands für Europa", sagte 
Stoiber nach dem Gespräch im Kreml. 

Zwei Monate vor der Bundestagswahl 
bekräftigte der Kanzlerkandidat, er sei sich 
Tut der rot-grünen Bundesregierung in der 
Einschätzung der Beziehungen zu Russland 
einig. Allerdings werde er sich als Kanzler 
um ein noch intensiveres Verhältnis zu Mos- 
au bemühen. Mit Putin teile er ein hohes 
Maß an Übereinstimmung in internationalen 
Prägen. 

GESPRäCH   IN   PARIS 

Zeit für einen neuen 
„Gründungspakt" 

Mit Staatspräsident Jacques Chirac und 
Ministerpräsident Jean-Pierre Raffarin ist 
Edmund Stoiber am 16. Juli zusammenge- 
troffen. Begleitet wurde er auch auf seiner 
Reise nach Paris von Wolfgang Schäuble, 
im Kompetenzteam für Außen-, Europa- 
und Sicherheitspolitik zuständig. 

Schon im Vorfeld seiner Reise hatte der 
Kanzlerkandidat der Union für eine Stär- 
kung der Beziehungen zwischen Frankreich 
und Deutschland plädiert und sich für einen 
neuen „Gründungspakt" ausgesprochen. Im 
Gespräch mit Chirac bekräftigte er diese 
Meinung. Stoiber nach dem Treffen: „Ohne 
die Wiederbelebung der deutsch-französi- 
schen Beziehungen können die Probleme in 
Europa nicht gelöst werden." Nach dem 22. 
September werde er sich für die Einrichtung 
einer gemeinsamen Arbeitsgruppe einset- 
zen, die auch bei strittigen Themen frühzei- 
tig nach Kompromissen suchen soll. 

Im Blick auf die EU-Agrarreform hatte 
Stoiberdem französischen Präsidenten seine 
Unterstützung bei den Verhandlungen in 
Brüssel zugesichert. UD 
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KOMPETENZTEAM 

ANGELA   MERKEL: 

Wir haben mit Katherina Reiche 
die richtige Wahl getroffen 

Frau Merkel, die Situa- 
tion mit Frau Reiche jetzt, 
erinnert die Sie ein biss- 
chen an Ihren Start in der 
bundesrepublikanischen 
Politikjung, Frau, prote- 
stantisch, aus dem Osten, 
schwer vermittelbar, aber 
trotzdem vielleicht nütz- 
lich? 

Angela Merkel:  Die Ver- 
mittlung hat ja relativ schnell 
geklappt, und ganz erfolglos 
war sie auch nicht, also inso- 
fern, würde ich sagen, ist hier 
eine andere Situation. Ich war 
damals Frauen- und Jugend- 
ministerin, man hatte das da- 
mals auch aufgeteilt und spä- 
ter wieder zusammengeführt. 
Ich finde es jetzt auch richtig, 
dass Katherina Reiche alle 
diese   Verantwortungsberei- 
che bekommen hat. Dass es 
Diskussionen gibt, ist auch in 
unserer großen Volkspartei 
angelegt. Aber wir haben so 
entschieden,   und   Edmund 
Stoiber hat die richtige Wahl 
getroffen, zusammen mit mir. 

Einspruch kam aus Tei- 
len der CSU, kam aus Tei- 
len der CDU und kam in 
allererster Linie von der 
katholischen    Bischofs- 
konferenz.   Beeindruckt 
Sie das, weil man ja doch 

Auszüge aus dem 
Interview, das 

Maybrit Miner am 
11. Juli in der 
ZDF-Sendung 
„Berlin  Mitte" 
mit der Partei- 
vorsitzenden 
geführt hat 

auch vermuten müsste, 
dass da ein Teil Ihrer Kli- 
entel liegt? 

Angela Merkel: Ich will als 
erstes sagen: ich respektiere, 
dass die Katholische Kirche 
ihre Meinung sagt. Ich kann 
für uns, die CDU und CSU, 
nur sagen, dass unsere Ent- 
scheidung auch respektiert 
werden sollte. Wir werden das 
C nicht streichen. Es hat in der 
Geschichte der Katholischen 
Kirche und der Existenz der 
CDU als Partei immer Kon- 
flikte gegeben. Sie wird es 
auch weiter geben. Für uns 
sind Ehe und Familie die 
schützenswerte Grundlage 
unserer Gesellschaft, aber es 
gibt auch andere Lebensfor- 
men, und ich glaube, wir soll- 
ten diese gesellschaftliche 
Diskussion aushalten. Sie 
spielt sich überall in unserem 
Leben ab. Katherina Reiche 

steht für Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie, sie steht 
für dauerhafte Partnerschaft, 
sie steht für die Erziehung von 
Kindern,  und  das  ist  eine 
Menge in dieser Gesellschaft. 

Jetzt ist Frau Reiche nicht 
nur 28 Jahre jung, son- 
dern auch Mutter. Sie ist 
im achten Monat. Gesetzt 
den Fall, die Union ge- 
winnt die Wahl, dann ha- 
ben wir eine Ministerin 
für Familienpolitik, die 
erst einmal in den Erzie- 
hungsurlaub geht? 

Angela Merkel: Nein. Kat- 
herina Reiche hat sich ent- 
schieden, ihre Tätigkeit auch 
als Abgeordnete sehr schnell 
wieder fortzusetzen. Das ist 
eine Entscheidung, die man 
auch respektieren kann. Sie 
hat einen Mann, der ihr bei der 
Erziehung hilft, und ich glau- 
be, dass diese Auftei lung auch 
ein bisschen prototypisch für 
unsere Gesellschaft ist. Sie hat 
mit dem ersten Kind gezeigt, 
dass sie sich für anständige 
Stillräume    im    Deutschen 
Bundestag eingesetzt hat, für 
ordentliche Kindergartenöff- 
nungszeiten-alles Probleme, 
mit denen Menschen scharen- 
weise in unserer Gesellschaft 
zu tun haben. UP 
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SOMMERTOUR' 

„MISSION   WECHSEL":   SOMMERCAMP   IN   GESEKE 

Wahlkampfhelfer auf gemeinsamen 
Sieg eingeschworen 

Eins war beim CDU-Som- 
mercamp im nordrhein- 
westfälischen Geseke ganz 
deutlich zu spüren: Die 
Union will den Wechsel, 
und sie will für dieses Ziel 
arbeiten! 

Über 600 Jugendliche 
aus den Wahlkampfteams 
der Bundestagskandidaten 
beschäftigten sich vom 12. 
his 14. Juli mit Zielgruppen- 
analyse und Dialogmarke- 
ting, mit Sponsoring und 
Preiwilligenakquise, mit 
Argumentationstraining 
und regionaler Pressearbeit. 

Aber auch der Spaß kam 
an diesem Wochenende 
n'cht zu kurz. So stand am 

Freitag, direkt nach der Be- 
grüßung durch Generalse- 
kretär Laurenz Meyer, eine 
große Open-Air-Party auf 
dem Programm. Zu den 
Klängen von „Tohuwa- 
bohu" und der „Linus 
Show" wurde bis tief in die 
Nacht getanzt, gelacht und 
gefeiert. 

Umfangreicher Fundus 
erfolgreicher 

Wahlkampfaktionen 

Wer feste feiern kann, der 
muss auch feste arbeiten 
können. Und so wurden 
dann am Samstagvormittag 
in drei verschiedenen Foren 
Know-How und Strategien 
für den laufenden Bundes- 
tagswahlkampf 
erörtert. Es 
wurde disku- 
tiert, welche 
Schritte vor Ort 
noch unter- 
nommen wer- 
den können, da- 
mit die Union 
im September 
nicht nur 40, 
sondern 43 oder 
gar 44 Prozent 
der     Stimmen 

erringen kann. Die Vor- 
schläge und Anregungen der 
Referentinnen und Referen- 
ten machten dabei nur einen 
Teil der Überlegungen aus. 
Mindestens ebenso ergiebig 
war der Erfahrungsaus- 
tausch der einzelnen Wahl- 
kampfteams untereinander. 

Ganz nach dem Motto: 
„Was in Holstein gut gelau- 
fen ist, kann auch in Baden 
funktionieren. Was in Sach- 
sen-Anhalt Stimmen 
brachte, kann auch im Ruhr- 
gebiet erfolgreich sein." In 
dieser großen Runde wurde 
recht schnell klar, dass die 
Union über einen umfangrei- 
chen Fundus erfolgreicher 
Wahlkampfaktionen ver- 
fügt, der jetzt bundesweit 
eingesetzt werden kann.    • 
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1 SOM MERTOUR 

Die beiden Fotos zeigen die 
Parteivorsitzende im Ge- 
spräch mit Bürgerinnen und 
bei ihrem Besuch in der Edel- 
weiß-Kaserne in Mitten wald. 

Am Nachmittag gesell- 
ten sich dann auch Angela 
Merkel und Edmund Stoiber 
zu den Jugendlichen. Ihren 
Reden, in denen sie die 
Wahlkampfhelfer auf den 
gemeinsamen Sieg ein- 
schworen, wurden immer 
wieder von Zwischenap- 
plaus und Jubel unterbro- 
chen. Es schloss sich der 
Programmpunkt „Meet and 
Greet" an, in dessen Rahmen 
die beiden Spitzenpolitiker 
nicht nur für Fragen und Dis- 
kussionen, sondern auch für 
zahlreiche Fotos und Auto- 
gramme zur Verfügung 
standen. 

Den Abschluss des erfol- 
greichen Sommercamps bil- 
dete die „Mission Possible 
Party" auf der noch einmal 
deutlich wurde, dass die 
Wahlkampfteams den Kno- 
tentanz mindestens ebenso 
gut beherrscht wird wie das 
Canvassing am Sonntag- 
nachmittag. 

ANGELA   MERKEL: 

Ökosteuer- 
Erhöhung bedroht 

Konjunktur 

Am sechsten Tag ihrer 
Reise hat die Parteivorsit- 
zende die Porsche AG in 
Stuttgart-Zuffenhausen be- 
sucht. Anlässlich dieses Be- 
suchs erklärte sie: 

Jetzt ist die Katze aus dem 
Sack. Die Grünen - allen 
voran die Minister Fischer 
und Trittin - trommeln für 
eine weitere Erhöhung der 
Ökosteuer. Kanzler Schröder 
sagt: Mit mir nicht. Die letz- 
ten vier Jahre aber haben ge- 
zeigt, wie viel auf die Beruhi- 
gungsworte von Schröder zu 
geben ist. Gar nichts. 

SPD und Grüne haben 
nicht dazu gelernt. Schlimm 
genug, dass Rot-Grün seit vier 
Jahren den Mittelstand mit 
Bürokratie und immer mehr 
Abgaben plagt. Schlimm ge- 

nug, dass Autofahrer und Fa- 
milien durch die Ökosteuer je- 
des Jahr mehr belastet werden 
und die Wirkung der Öko- 
steuer auch noch ökologisch 
kontraproduktiv ist. Schlimm 
genug, dass mit dieser ver- 
fehlten Wirtschaftspolitik das 
Wachstum in Deutschland 
zum Erliegen gekommen ist 
und die Arbeitslosigkeit Mo- 
nat für Monat traurige Höchst- 
stände erreicht. Das alles ist 
aber wohl für Rot-Grün noch 
nicht schlimm genug. Ihnen 
fehlen nicht nur die Konzepte, 
sie halten auch noch an den 
falschen trotzig fest. Rot- 
Grün ist damit eine Bedro- 
hung für die Konjunktur. Mit 
uns wird es weder 2003 noch 
später eine weitere Erhöhung 
der Ökosteuer geben. 

Wir brauchen weniger 
Bürokratie und weniger Ab- 
gaben für Unternehmen und 
Bürger. Nur so kann sich in 
Deutschland wieder Wachs- 
tum entfalten und können 
auch neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden. Die Union 
hat hierfür mit der neuen So- 
zialen Marktwirtschaft ein 
Gesamtkonzept vorgelegt, 
wie Deutschland wieder aus 
der Schlusslichtposition her- 
auskommen kann. U" 
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SOMMERTOUR 

ANGELA   MERKEL: 

Abschiedsbilanz 
der Regierung 

Schröder 

Bei ihrem Besuch der 
Meyer-Werft in Papen- 
burg am 16. Juli erklärte 
die Parteivorsitzende zum 
Wirtschaftsbericht 2002 
des Bundeswirtschaftsmi- 
nisters: 

Der Bericht von Minister 
Müller ist eine kraftlose Ab- 
schiedsbilanz der Regierung 
Schröder. Statt neuer Ideen 
präsentiert er ein Sammelsu- 
rium alter Hüte. 

Mit seiner Aussage, der 
Konsum könne nicht mehr 
Wachstumsmotor sein, gibt 
er zu, dass die Bundesregie- 
rung vier Jahre lang den 
Konsum vernachlässigt hat. 

Wie schon in den letzten 
Jahren nutzt der Minister die 
Gelegenheit, sich in seinem 
Wirtschaftsbericht von der 
Politik des Kanzlers abzu- 
grenzen. Er unterstützt offen 
das Vorhaben der Union, die 
Staatsquote mittelfristig 
deutlich zu senken. Staatli- 
ehen Einfluss zurückzu- 
führen, „bedeutet nicht, den 
Sozialstaat zu schwächen", 
s°ndern sei „sozialer als das 
abhängig Bleiben von 'Va- 
ter Staat'". Damit wider- 
spricht Müllerdem Kanzler, 
der noch auf dem SPD-Par- 
teitag im Mai die Senkung 

der Staatsquote als Zer- 
schlagung des Sozialstaats 
angegriffen hatte. 

Statt konkrete Maßnah- 
men zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze und zur Besei- 
tigung von Hürden auf dem 
Arbeitsmarkt vorzulegen, 
flüchtet sich der Minister in 
das Versprechen, bis 2006 
zwei Millionen neue Ar- 
beitsplätze zu schaffen. An- 
gesichts täglich neuer Hi- 
obsbotschaften erweist er 
sich als Traumtänzer. Den 
Bezug zur Realität hat Rot- 
Grün längst verloren. 

Tatsache ist: 

• Die Einzelhandelsum- 
sätze sind zuletzt um über 
vier Prozent eingebrochen. 
• Die Zahl der im verarbei- 
tenden Gewerbe Beschäf- 
tigten ist um fast acht Pro- 
zent zurückgegangen. • 
Und auch die Ausfuhren la- 

gen um 7,8 Prozent n iedriger 
als im Vorjahresmonat. 

Statt immer neue Ver- 
sprechungen zu machen und 
mit den Vorschlägen der 
Hartz-Kommission das in- 
zwischen 52. Gutachten ab- 
zuwarten, hätte die Regie- 
rung handeln müssen. Die 
Menschen in Deutschland 
brauchen keine neuen Ver- 
sprechen. Es ist Zeit für Ta- 
ten. Es ist Zeit für eine Poli- 
tik für mehr Wirtschafts- 
wachstum und Beschäfti- 
gung. Nur so wird Deutsch- 
land wieder Spitze in Europa. 

Die Union wird sofort 
nach der Wahl damit be- 
ginnen, den Arbeitsmarkt 
zu flexibilisieren, und die 
Voraussetzungen für Auf- 
schwung und Arbeitsplätze 
schaffen. Detailierte Vor- 
schläge dazu haben wir 
mit dem Stoiber-Späth- 
Plan „Offensive 2002 - 
Aufschwung für Arbeit" 
vorgelegt. UD 
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WAHLKAMPF 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ  MEYER: 

Das Leitmotiv unseres Bundestags- 
wahlkampfs ist Kompetenz 

Die wirtschaftliche Lage in 
Deutschland ist verhee- 
rend. Die Lage ist schlim- 
mer als die Stimmung. Wir 
stehen nach dem 22. Sep- 
tember vor einer Riesen- 
Aufgabe. 

Deswegen werden wir 
unverzüglich handeln. Wei- 
teres Zögern können wir uns 
nicht erlauben. Deswegen 
werden wir die Herausfor- 
derung Aufschwung unmit- 
telbar nach der Bundestags- 
wahl anpacken. 

Zu der desolaten Ge- 
samtlage kommt das dilet- 
tantische Vorgehen von 
Schröder rund um die Deut- 
sche Telekom noch dazu. 

Die Situation bei Babcock 
unterstreicht, dass nicht nur 

den kleinen und mittleren Be- 
trieben das Wasser bis zum 
Hals steht. Auch die großen 
Traditionsunternehmen und 
Industriebetriebe haben ge- 
waltige Schwierigkeiten. 

Rot-Grün kann es einfach 
nicht. Was die Bundesregie- 
rung unter Gerhard Schröder 
in den letzten Wochen und 
Monaten getrieben hat, ist 
blinder Aktionismus. 

potcnz fur Deutschland 

Die Strategie von CDU 
und CSU steht 

Unsere Planung vom 
Zeitpunkt der Nominierung 
des Kanzlerkandidaten bis 
heute ist zu 100 Prozent auf- 
gegangen. Mit der Nomi- 
nierung der Kompetenz- 
teammitglieder wurde die 
Regierungspartei SPD in 
die Defensive getrieben. 
Zentrale Themen werden 
mit Köpfen verbunden und 
machen unseren Kompe- 
tenzvorsprung deutlich. 

Unser Konzept hinter 
dem Kompetenzteam 

• Kompetenz-Offensive: 
Kompetenz ist das Leitmo- 
tiv unseres Bundestags- 
wahlkampfs. Schröder hin- 
gegen ist in der Defensive: 
Jede Initiative - siehe Hartz 
- ist immer auch eine Ent- 
wertung der letzten vier 
Jahre. 
• Teamplayer: Edmund 
Stoiber ist ein Teamplayer 
- auch das ist die Bot- 
schaft des Kompetenz- 
teams. Schröder hingegen 
verkörpert den Soloartisten. 
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WAHLKAMPF' 

• Gemeinsamkeit von 
CDU und CSU: Das Kom- 
petenzteam verkörpert die 
Geschlossenheit der Union 
aus CDU und CSU. Außer- 
dem schlägt das Kompe- 
tenzteam die Brücke zu ei- 
nem weiteren sehr wichti- 
gen Punkt - nämlich zu den 
Erfolgen der Union in den 
von uns regierten Ländern. 
Es verkörpert das Argu- 
ment: „Wo die Union re- 
giert, geht es den Menschen 
besser." 

Unsere Strategie steht und 
wird auch in den anstehenden 
9 Wochen bis zur Bundes- 
tagswahl fortgeführt. 

Die kommenden 
Wochen 

Mit der parlamentari- 
schen Sommerpause gehen 
wir in eine neue Phase des 
Wahlkampfes. Wir werden 
die kommenden Wochen 
nutzen, um intensiv mit den 
Menschen in Deutschland 
"is Gespräch zu kommen. 

Angela Merkels Som- 
Tiertour war mit 50 Termi- 
nen der Auftakt und muss 
schon heute als Erfolg be- 
wertet werden. 

Mit der Tour „Auf- 
schwung Ost" setzen wir ei- 
nen weiteren Akzent im 
Wahlkampf. Im Rahmen 
dieser Tour machen Ed- 
mund Stoiber und Lothar 

Späth gemeinsam Station in 
den neuen Ländern. Wir 
starten in Rostock, wo die 
beiden mit Angela Merkel 
auftreten werden. Weitere 
Stationen sind: Magdeburg, 
Gera, Leipzig und Cottbus. 

Kompetenz- 
Konferenzen 

Für die Mitglieder 
des Kompetenzteams ha- 
ben wir ein eigenes Ver- 
anstaltungskonzept sowie 
eine eigene Werbelinie ent- 
wickelt. Unter dem Dach 
„Kompetenz für Deutsch- 
land" wurden für jedes 
Mitglied des Kompetenz- 
Teams folgende Materia- 
lien vorbereitet: 
• Broschüre mit den Zielen 
von CDU und CSU im je- 
weiligen politischen Be- 
reich und Kurz-Infos zur 
Biographie des jeweiligen 
Team-Mitglieds • Auto- 
grammkarte • Ankündi- 
gungsplakat für Veranstal- 

tungen mit dem Team-Mit- 
glied • Veranstaltungs- 
rückwand für Auftritte des 
Team-Mitglieds. 

Im Mittelpunkt dieses 
Konzepts stehen Kompe- 
tenz-Konferenzen. Die Mit- 
glieder unseres Kompetenz- 
teams werden quer über das 
Bundesgebiet verteilt rund 
200 Kompetenz-Konferen- 
zen durchführen. 

1. September 

Eine besondere Zäsur 
wird der 1. September sein. 
Dann werden wir mit ei- 
ner Auftaktveranstaltung in 
Düsseldorf in die heiße 
Phase des Wahlkampfs ein- 
steigen. 

Der Erfolg unserer Wahl- 
kampfstrategie ist messbar. 
Bei allen Instituten liegen 
wir vorne. 

Jetzt heißt es: Kämpfen 
für den Wechsel, denn 
es ist Zeit für Taten. 
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1 SPD-WAHLVERSPRECHEN 

WOLFGANG   MECKELBURG: 

Soziale Gerechtigkeit - die Bilanz der 
Schröder-Regierung ist miserabel 

Zu dem Wahlversprechen 
der SPD von 1998, in 
Deutschland für mehr so- 
ziale Gerechtigkeit zu sor- 
gen, erklärte der Obmann 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion im Bundes- 
tagsausschuss für Arbeit 
und Sozialordnung: 

Im Wahljahr 1998 ist die 
SPD mit dem Versprechen 
von „sozialer Gerechtig- 
keit" in den Wahlkampf ge- 
zogen. 2002 - am Ende der 
rot-grünen Regierungszeit - 
ist die Bilanz nicht nur dünn, 
sie ist in vielen Bereichen 
schlichtweg unsozial. 

Die europäische Kom- 
mission stellt der Regierung 
denn auch bei der Arbeits- 
marktpolitik und der Ar- 
mutsbekämpfung schlechte 
Noten aus. Ländern wie den 
Niederlanden, Dänemark, 
Frankreich oder Schweden 
bescheinigt sie zukunfts- 
weisende Ansätze. Deutsch- 
land liegt im unteren Drittel. 

Tatsächlich haben nach 
einer Umfrage von Allens- 
bach 83% der Deutschen den 
Eindruck, dass die Schere 
zwischen Arm und Reich 
immer weiter auseinander 
geht. Kein Wunder bei einer 
Arbeitslosigkeit,    die    seit 

2000 saisonbereinigt Monat 
für Monat steigt. Auch die 
Zahl der Arbeitslosen im 
Monat Juni ist ein Desaster: 
saisonbereinigt liegt sie über 
4 Mio. Eine schlimme Pre- 
miere: Seit Jahren liegt sogar 
die unbereinigte Arbeitslo- 
senzahl im Juni noch über 
der des Monats Mai. Er- 
schreckend die Zahl der ju- 
gendlichen Arbeitslosen: 
495.000 im Juni 2002. Die 
hohe Arbeitslosigkeit ist und 
bleibt die größte soziale Un- 
gerechtigkeit. 

Keine Gruppe bei 
den Streichungen 

ausgelassen 

Die rot-grüne Koalition 
ließ in dieser Legislaturperi- 
ode keine Gruppe der sozial 
Schwachen aus bei ihren un- 
sozialen Streichungen. 

• Sie kürzte die Renten- 
beiträge für Arbeitslosen- 
hilfebezieher und riskierte 
damit eine steigende Alters- 
armut. 
• Sie strich die originäre Ar- 
beitslosenhilfe. 
• Rot-Grün nahm mit der 
Umwandlung der 325-Euro- 
Jobs zahlreichen Menschen 
die Möglichkeit,sicheinZu- 
brot zu verdienen. 
• Rot-Grün sorgte mit stei- 
genden Abgaben und Steu- 
ern dafür, dass den Familien 
von den Kindergelder- 
höhungen kaum etwas übrig 
blieb. 
• Nach wie vor befinden 
sich fast I Million Kinder in 
der Sozialhilfe. 
• 30% der sozialhilfeab- 
hängigen allein Erziehen- 
den erreicht das Kindergeld 
gar nicht, weil dies mit der 
Sozialhilfe verrechnet wird. 
• Rot-Grün hat die Sozial- 
hilfesätze jahrelang ledig- 
lich untcrhalbder Inflations- 
rate angepasst. 
• Rot-Grün hat durch will- 
kürliche Rentenkürzungen 
(Stichwort Kürzung der 
Witwenrenten) besonders 
die Frauen einem wachsen- 
den Risiko der Altersarmut 
ausgesetzt. 
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WAHLKAMPF 

• Zwei Jahre wurden die 
Rentenanpassungen unter- 
halb des versprochenen In- 
flationsausgleichs vorge- 
nommen. 
• Bei der privaten Altersvor- 
sorge werden durch die man- 
gelnde Anpassung der 
Grundzulage und der Kin- 
derzulage vor allem Gering- 
verdiener und Familien be- 
nachteiligt. 
• Außerdem kommt es bei 
der privaten Altersvorsorge 
zu einer weiteren erhebli- 
chen sozialen Schieflage, 
denn: je höher das Einkom- 
men, desto höher die Förde- 
rung - sozial gerecht ? 
• Die Rentenansprüche für 
Soldaten und Zivildienstlei- 
stende wurden gekürzt. 
• Durch enorme Streichun- 
gen bei den Ausgaben für Zi- 
vildienstleistende wurde ein- 
mal mehr auf Kosten der Al- 
ten, Behinderten und Pflege- 
bedürftigen gespart. 
• Trotz der höchsten Bei- 
träge in der gesetzlichen 
Krankenversicherung seit 
ihrem Bestehen (durch- 
schnittlich rd.14%) hat sich 
deren Polster drastisch ver- 
schlechtert. 
• Und mit der Budgetierung 
riskiert Rot-Grün, dass Ge- 
sundheitsleistungen nach 
dem Prinzip der Mangelver- 
waltung ausgegeben werden. 
* Im Behindertenrecht wer- 
den gerade die schwerst- und 
mehrfachbehinderten   Men- 

DER VORSPRUNG 
der Union ist wieder ge- 
wachsen. Nachdem es der 
SPD gelungen war, den 
Abstand zur Union auf drei 
Prozent zu verringern, ka- 
men die katatstophalen Ar- 
beitsmarktzahlen im Juni, 
und mit dem kurzen Zwi- 
schenhoch war es vorbei. 
Wenn heute Bundestags- 
wahlen wären, würde die 
Union 41 Prozent bekom- 
men, die SPD nur noch 35. 

sehen benachteiligt, die von 
ihren Eltern zu Hause ver- 
sorgt werden müssen, weil 
sie in keiner Behinderten- 
werkstatt arbeiten können - 
diese bzw. die sie betreuen- 
den Eltern werden zu den Ko- 
sten der für sie notwendigen 
Hilfe herangezogen. 
• Ein eigenes Leistungsge- 
setz blieb Rot-Grün den be- 
hinderten Menschen schuldig. 
• Beim sozialen Wohnungs- 
bau wurde gekürzt. 
• DasWohngeldbliebhinter 
der allgemeinen Mietent- 
wicklung zurück. 

• Die Einkommensgrenzen 
bei der Eigenheimzulage 
wurde abgesenkt. 
• Die Idee des Kapitaleigen- 
tums in Arbeitnehmerhand 
wurde vernachlässigt. 

Nach vier Jahren Rot- 
Grün stellt sich die Frage der 
sozialen Gerechtigkeit auch 
in der Steuerpolitik zwischen 

ALSO DOCH! Es droht 
Rot-Rot. Der Staatsmini- 
ster im Auswärtigen Amt, 
Christoph Zöpel (SPD) hat 
die Katze aus dem Sack ge- 
lassen: „Sollten Union und 
FDP nach der Bundestags- 
wahl am 22. September 
keine Mehrheit erreichen, 
ist alles denkbar." Er 
könne jedenfalls nicht 
dazu raten, Chancen aus- 
zulassen, um „unsere Poli- 
tik durchzusetzen". 

Großunternehmen und den 
kleinen und mittelständi- 
schen Betrieben. Die rot- 
grüne Steuerreform begün- 
stigt einseitig die großen Ka- 
pitalgesellschaften. Die we- 
sentl ich geri ngere Entlastung 
der Personengesellschaften 
wird auf 2005 verschoben. 
Die Regierungskoalition hat 
die Veräußerungsgewinne 
von Inlandsbeteiligungen 
deutscher Kapitalgesell- 
schaften steuerfrei gestellt. 
Demgegenüber werden z.B. 
Handwerker, wenn sie ihren 
Betrieb verkaufen, voll ver- 
steuert -das ist unsozial. 

OiFBr/J 
Ein ausführliches 

Argumentationpapier 
von Wolfgang Meckel- 
burg - „Die SPD - und 
mehr soziale Gerech- 
tigkeit?" - finden Sie 

unter www.cducsu. 
bundestag.de 
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FISCHLER-VORSCHLäGE 

KLAUS   LIPPOLD,   H EI NRICH - WILHELM   RONSöHR   UND   PETER   HINZE: 

In der europäischen Agrarpolitik 
ist Verlässlichkeit gefordert 

Zu den Vorschlägen von 
EU-Kommissar Franz 
Fischler im Rahmen der 
Halbzeitbewertung der 
Agenda-2000-Beschlüsse 
zur Gemeinsamen Agrar- 
politik erklärten der stell- 
vertretende Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion,, der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe 
Verbraucherschutz, Er- 
nährung und Landwirt- 
schaft und der Vorsitzende 
der Arbeitsgruppe Angele- 
genheiten der Europäi- 
schen Union der Fraktion: 

Auch wir sehen Reform- 
bedarf bei der Gemeinsamen 
Agrarpolitik und ist bereit, 
notwendige Schritte ent- 
schlossen mitzugehen. Die 
europäische und die deut- 
sche Landwirtschaft brau- 
chen allerdings auch Pla- 
nungssicherheit und verläss- 
liche Perspektiven. Deshalb 
tritt die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion mit Nachdruck 
für die volle Laufzeit der 
Vereinbarungen der Agenda 
2000 bis zum Jahr 2006 ein, 
zumal die Halbzeitbewer- 
tung keine grundlegenden 
Änderungen verlangt. 

Ansonsten gehen die von 
EU-Kommissar Fischler vor- 

gelegten Vorschläge grund- 
sätzlich in die richtige Rich- 
tung und sind eine Grundlage 
für die Weiterentwicklung der 
Agrarpolitik der EU nach 
2006. Insbesondere die Ent- 
koppelung der Produktion von 
den Direktbeihilfen,das Kern- 
stück der Reformvorschläge, 
wird von der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion positiv gese- 
hen, weil damit eine größere 
unternehmerische Freiheit der 
landwirtschaftlichen Betriebe 
gewährleistt wird. 

Die Zeit bis 2006 
intensiv nutzen 

Weiter fordern wir, die 
Zeit bis zum Jahr 2006 zu nut- 
zen, um die Basis für eine 
grundlegende Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik 
zu schaffen, an der insbeson- 
dere auch Frankreich aktiv 
mitarbeiten muss. 

Es ist zu begrüßen, dass die 
Europäische Union sich ex- 
plizit fürdie Beibehaltung des 
Prinzips der Direktzahlungen 
ausgesprochen hat. Ohne Di- 
rektbeihilfen kann das eu- 
ropäische Modell einer multi- 
funktionalen Landwirtschaft 
nicht bestehen. Die Landwirt- 

schaft in einem Industrieland 
wie Deutschland erbringt 
vielfältige Leistungen für die 
Gesellschaft, die vom Markt 
nicht abgegolten werden und 
deshalb über staatliche Di- 
rektzahlungen honoriert wer- 
den müssen. 

Der Vorschlag zur Modu- 
lation muss gründlich be- 
dacht werden. Eine Um- 
schichtung in die zweite 
Säule ist für uns nur dann dis- 
kutabel, wenn die Förder- 
maßnahmen vorrangig ein- 
kommenswirksam für die 
Landwirte sind. Die Modula- 
tionsmittel müssen der Land- 
wirtschaft und den jeweiligen 
Regionen erhalten bleiben. 
Für die ergänzende Einkom- 
menspolitik sollten die 
Freiräume der Mitgliedstaa- 
ten im Sinne des Subsi- 
diaritätsprinzips vergrößert 
werden. 

Eine undifferenzierte 
Kappung der Direktbeihilfen, 
wie es der Vorschlag mit 
300.000 Euro je Betrieb zu- 
züglich des arbeitskraftbezo- 
genen Freibetrages vorsieht, 
lehnt die CDU/CSU-Fraktion 
allerdings ab. Eine solche Re- 
gelung ginge einseitig zu La- 
sten der Landwirtschaft in 
den neuen Ländern. UP 
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10 000 ARBEITSPLÄTZE 
könnte die Portosenkung ko- 
sten, die die Regulierungs- 
behörde für Post- und Tele- 
kommunikation von der 
Deutschen Post verlangt. Bis 
2007 ist mit Ertragseinbußen 
in Höhe von rund 1,5 Milliar- 
den Euro zu rechnen. Zusätz- 
lich zu diesem drastischen 
Stellenabbau müsse, wie es in 
einer Mitteilung des Unter- 
nehmens heißt, auch eine 
»Ausdünnung des Filialnet- 
zes" in Erwägung gezogen 
werden. 

EINE SAMMELKLAGE 
der Verbände und Handels- 
partner kann nach Meinung 
des Vorstandsvorsitzenden 
von Lekkerland/Tobacco- 
land, Christian Berner, die ge- 
plante Einführung des Dosen- 
Pfands zum 1. Januar doch 
noch zu Fall bringen. Deshalb 
sind 70.000 Kunden aufgeru- 
fen, sich dieser Klage anzu- 
schließen. Sollte es nicht zu 
einer Aussetzung des „ökolo- 
gisch und ökonomisch unsin- 
nigen Projekts" kommen, 
rechnet Berner damit, dass al- 
lein im ersten Jahr des Dosen- 
Pfands 1000 Kioske dicht ma- 
chen müssen. 

ÜBERWIEGEND      von 
Jungen Menschen wird das 
'ntcrnet genutzt. Während 
nach einer Studie der For- 
Schungsgruppe Wahlen von 
den über 60-Jährigen erst 15 

Prozent online gehen, sind es 
bei den 18- bis 24-Jährigen 
70, bei den 25- bis 29-Jähri- 
gen sogar 72 Prozent. Vor al- 
lem die Möglichkeit, Bank- 
geschäfte über das Internet 
abzuwickeln, wird bevor- 
zugt von Jüngeren wahrge- 
nommen. 

„BILD" ist nach der neuesten 
Werbeträgeranalyse von Al- 
lensbach mit einem Zuwachs 
von 3,6 Prozent Reichweiten- 
Gewinner. In der Gesamtbe- 
völkerung steigerte das Bou- 
levardblatt seine Reicheweite 
um 410.000 auf 11,76 Mi 11 Jo- 
nen. Die größten Zuwächse 
erreichte „Bild" mit neun 
Prozent (plus 190.000) bei 
den 14- bis 29-Jährigen und 
mit 4,7 Prozent bei Männern. 

NACH WIE VOR verdie- 
nen Frauen weniger als Män- 
ner. Wie das Statistische Bun- 
desamt ermittelte, haben im 
Jahr 2001 Arbeiterinnen im 
produzierenden Gewerbe im 
Durchschnitt 26 Prozent, 
weibliche Angestellte im pro- 
duzierenden Gewerbe, Han- 
del-, Kredit- und Versiche- 
rungsgewerbe 30 Prozent we- 
niger Lohn als ihre männli- 
chen Kollegen erhalten. 

NEUEN REKORD bei den 
Scheidungen hat mit 46.913 
Fällen im vergangenen Jahr 
das Bundesland Nordrhein- 
Westfalen erreicht. Das be- 

KURZ    &    BÜN DIG1 

deutet einen Anstieg um 3,8 
Prozent gegenüber 2000. Die 
meisten Ehen scheitern nicht 
erst im „verflixten siebten 
Jahr", sondern bereits nach 
vierbis sechs Jahren. Von den 
Ehescheidungen waren 2001 
insgesamt 32.477 Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren 
betroffen. 

KOSTENFREIE      Park 
platze gibt es immer seltener 
in Paris. Bis 2004 sollen 
90.000 bisherige Gratis- 
Parkplätze gebührenpflichtig 
werden. Langfristig sollen so- 
gar alle abgeschafft werden. 
„Wir wollen die Leute moti- 
vieren, mehr auf Busse und U- 
Bahnen umzusteigen", sagte 
der stellvertretende Bürger- 
meister der französischen 
Haupstadt Denis Haupin 
(grün). 

50 JAHRE CDU-Land 
tagsfraktion in Baden-Würt- 
temberg - das waren „50 
Jahre besonderer Verantwor- 
tung für die gute Entwicklung 
des deutschen Südwest- 
staats". Mit diesen Worten 
hat der Vorsitzende der Frak- 
tion, Günther H. Öttinger, 
zumFestaktamö.JulieineJu- 
biläums-Broschüre vorge- 
stellt, die an die 307 Abge- 
ordneten erinnert, die seit 
1952 für das Land Politik ma- 
chen oder gemacht haben: ko- 
stenlos erhältlich im Internet 
unter: www.cdu.Iandtag.de. 
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1 BUNDESFACHAUSSCHUSS   SPORT 

SPORTPOLITISCHES   SOFORTPROGRAMM   FüR   DIE   BUNDESTAGSWAHL 

Mindestens drei Wochenstunden Sport 
in allen Schulstufen verbindlich 

„Der Sport hat für die 
Union einen außerordent- 
lich hohen Stellenwert", 
erklärte Generalsekretär 
Laurenz Meyer am 11. Juli 
bei der Vorstellung des 
sportpolitischen Sofort- 
programms der CDU für 
die Bundestagswahl. 

Sport stehe nicht nur für 
Spaß und Lebensfreude, 
sondern auch für Gesund- 
heit und Fitness. Für Men- 
schen mit Behinderungen 
sei der Sport sogar eine 
wichtige Lebenshilfe. Posi- 
tiv würdigte der Generalse- 
kretär den Beitrag der rund 
86.000 deutschen Sportver- 
eine für die Integration von 
Ausländern. 

Laurenz Meyer: 
Rot-Grün hat die Sport- 
vereine schwer belastet 

Laurenz Meyer sagte 
weiter, Rot-Grün habe die 
Sportvereine und die ehren- 
amtlich Engagierten durch 
die Neuregelung der 325- 
Euro-Jobs, das Schein- 
selbstständigkeitsgesetz 
und die Ökosteuer schwer 
belastet. Deshalb werde die 
Union nach dem 22. Sep- 

tember die Grenze für ge- 
ringfügige Beschäftigung 
auf 400 Euro anheben, die 
Erhöhung der Ökosteuer 
aussetzen und das Schein- 
selbstständigkeitsgesetz ab- 
schaffen. Um den Kommu- 
nen eine bessere Sportförde- 
rung vor Ort zu ermögli- 
chen, kündigte der General- 
sekretär die Rücknahme der 
von Rot-Grün beschlosse- 
nen Erhöhung der Gewerbe- 
steuerumlage an. 

Die Vorsitzende des Bun- 
desfachausschusses Sport, 
Steffie Schnoor, betonte, der 
vorliegende Beschluss wer- 
de Richtschnur für das sport- 
politische Handeln der 
Union in den nächsten vier 
Jahren sein. Besondere Be- 
deutung komme den Berei- 
chen Sporterziehung und 
Schulsport zu. Konkret for- 
derte Schnoor, mindestens 
drei Wochenstunden Sport 
in allen Schulstufen verbind- 
lich zu erteilen. In einem ge- 
meinsamen Schulterschluss 
mit Schule, Sportvereinen, 
Medizinern und Eltern 
werde die Union dieses 
wichtige Anliegen voran- 
treiben. 

Anschließend sprach 
sich der CDU-Bundestags- 

kandidat für die Stadt Mag- 
deburg und frühere Bun- 
desligaschiedsrichter, 
Bernd Heynemann, für eine 
Modernisierung der Sport- 
stätten in ganz Deutschland 
aus. In diesem Zusammen- 
hang machte er deutlich, 
dass ein starker Breiten- 
sport die unabdingbare 
Voraussetzung für sportli- 
che Spitzenleistungen sei. 
Heynemann will sich 
außerdem dafür einsetzen, 
dass die Kommunen ihre 
Sportstätten den einzelnen 
Vereinen auch in Zukunft 
kostenlos zur Verfügung 
stellen. 

Eberhard Gienger: 
Deutschland muss in 
den Sport investieren 

Das Mitglied im Arbeits- 
kreis Leistungssport, Eber- 
hard Gienger, zugleich 
CDU-Bundestagskandidat 
für den Wahlkreis Neckar- 
Zaber, sagte, die Öffentlich- 
keit erwarte von den Spit- 
zensportlern Höchstleistun- 
gen. Dafür müsse Deutsch- 
land jedoch auch bereit sein- 
in den Sport und in die Sport- 
ler zu investieren.  Positiv 
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BUNDESFACHAUSSCHUSS    S PO RT ' 

Aus   DEM   BESCHLUSS   VOM   11.   JULI 

Wichtiger Beitrag zur Erhaltung der Gesundheit 

Vereine und Ehrenamt 
Die rot-grüne Koalition hat 
durch die Neuregelungen 
der 325-€-Jobs und der 
sog. Scheinselbständigkeit, 
durch Einführung der Öko- 
steuer und durch höhere En- 
ergiesteuern unsere Vereine 
ausnahmslos belastet, ohne 
für Entlastung zu sorgen. 
Diese bürokratischen und 
teuren Regelungen zu den 
325-€-Jobs und zur Schein- 
selbständigkeit wird die 
CDU abschaffen und die alte 
„630-DM-Regelung" in 
verbesserter Form wieder 
einführen. 

Sport und Gesundheit 
Sport leistet einen wichtigen 
Beitrag zur Erhaltung der 
Gesundheit. Er ist stärker in 
Maßnahmen der Präven- 
tion, der Rehabilitation und 
der Therapie einzubezie- 
hen. Die CDU begrüßt, dass 
die Förderung gesundheitli- 
cher Prävention in den 
Sportvereinen durch die ge- 
setzlichen Krankenkassen 
grundsätzlich möglich ist. 

Das Programm des Deut- 
schen Sportbundes und sei- 
ner Mitgliedsorganisatio- 
nen „Sport pro Gesundheit" 
verbindet hohe Qualitäts- 
standards und große Effek- 
tivität mit Kostenbewusst- 
sein. Um eine kontinuierli- 
che Förderung zu gewähr- 
leisten, hält die CDU die 
Festschreibung eines Min- 
destbetrages für erforder- 
lich. Mit seinem Engage- 
ment für ein sportlich akti- 
ves Leben in seiner Kampa- 
gne „Sport tut Deutschland 
gut" leistet der deutsche 
Sport Wesentliches für ein 
stärkeres Gesundheitsbe- 
wusstsein der Menschen in 
Deutschland. 

Schulsport 
In jedem Menschen ist die 
Freude an der Bewegung an- 
gelegt. Diese Anlage muss 
von frühester Kindheit an 
gefördert werden. In der 
Kindheit und der Jugend 
werden die Weichen für eine 
aktive sportliche Freizeitge- 
staltung bis ins hohe Alter 

gestellt. Der Sport in frühem 
Kindes- und Jugendalter be- 
einflusst in hohem Maße die 
körperliche, psychische, so- 
ziale und intellektuelle Ent- 
wicklung gleichermaßen, er 
fördert selbstverantwortli- 
ches Handeln, formt die Per- 
sönlichkeit, bildet Identität 
und stärkt gesundheitliches 
Wohlbefinden. 

Sport muss deshalb als 
elementarer Bestandteil ei- 
ner ganzheitlichen Erzie- 
hung Eingang in die vor- 
schulische Erziehung fin- 
den, muss gleichwertiges 
Unterrichts- und Ausbil- 
dungsfach in der schuli- 
schen und der beruflichen 
Ausbildung sein, mit einem 
Mindestmaß an 3 (Schule) 
bzw. 2 (Berufsschule) Wo- 
chenstunden in allen Schul- 
stufen verbindlich festzule- 
gen und ist von ausgebilde- 
ten Sportlehrern zu erteilen. 
Der Sportunterricht als ein- 
ziges Bewegungsfach ist 
deshalb unaustauschbarer 
Bestandteil von Bildung und 
Erziehung. 

hobGiengerdie Sportförde- 
nang bei der Bundeswehr, 
beim Bundesgrenzschutz 
und beim Zoll hervor. Not- 
wendig sei zudem eine „in- 

tensive Laufbahnberatung", 
damit die Sportler auch nach 
ihrer sportlichen Karriere 
eine berufliche Perspektive 
hätten. 

IIIFB/J 
Wortlaut des B eschlus- 

ses des Bund esfach- 
aussch usses Sport: 

ww .cdu. de 
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WWW.CDU.DE:   KARTE   DER   SPD-AFFäREN 

Schmiergelder, Schwarzgeldkonten, 
Luftbuchungen, Steuerhinterziehung 

Die Bundesgeschäftsstelle 
der CDU hat zwei Karten 
ins Internet gestellt. Sie 
zeigen die SPD-Skandale 
und und die Medienbetei- 
ligungen der SPD. Wenn 
Sie auf einen der zahlrei- 
chen Städtenamen klik- 
ken, erhalten Sie ausführ- 
liche Informationen über 
beides: • über die Skan- 
dale der SPD und • über 
ihre Geschäftsverflech- 
tungen im Medienbe- 
reich. Im Folgenden ge- 
ben wir einen Überblick 
über die Skandale: 

Korruptionsaffäre 
in der rot-grünen 
Landesregierung 

Gegen den ehemaligen 
schleswig-holsteinischen 
Expo-Beauftragten Karl 
Pröhl ermittelt die Kieler 
Staatsanwaltschaft wegen 
Kreditbetrugs, Steuerhinter- 
ziehung und Bestechlichkeit. 
Der enge Vertraute von Mini- 
sterpräsidentin Heide Simo- 
nis (SPD) soll sein Amt mit 
privaten Geschäften ver- 
quickt und aus seinem staatli- 
chen    Expo-Vermarktungs- 

büro heraus schwunghafte 
Privatgeschäfte betrieben ha- 
ben. 2001 war er, obwohl An- 
gestellter der Staatskanzlei, 
handelsregisterlich in minde- 
stens fünf Firmen eingetra- 
gen, darunter als Vorstand bei 
der B&B-Gruppe des Ham- 
burgers Falk Brückner. Diese 
hatte im Poker um den Ver- 
kauf des landeseigenen 
Kieler Schlosses den Zu- 
schlag erhalten. An den Ver- 
kaufsgesprächen war der Re- 
gierungsmitarbeiter Pröhl da- 
mit zugleich auch für die 
B&B beteiligt. Nachdem ihr 
engster politischer Vertrau- 
ter, der Staatskanzlei-Chef 
Klaus Gärtner, inzwischen 
die politische Verantwortung 
übernehmen musste und ent- 
lassen wurde, gerät nun Mini- 
sterpräsidentin Heide Simo- 
nis (SPD) selbst unter Druck. 

BREMEN 

Bildungssenator Willi 
Lemke im Zwielicht 

Der Bremer Bildungsse- 
nator Willi Lemke gerät ins 
Zwielicht. Jetzt kam heraus, 
dassderFußballclubSV Wer- 
der Bremen, dessen Manager 
Lemke lange Zeit war, im Jahr 

1991 knapp 360.000 Euro 
(700.000 Mark) am Finanz- 
amt vorbei auf ein luxembur- 
gisches Konto verschoben 
hat. Als der Coup aufzuflie- 
gen drohte, erstattete der Vor- 
stand im September 2001 
Selbstanzeige. Unklar ist, 
was Manager Lemke von 
dem Schwarzgeld wusste. Er 
soll jetzt im parlamentari- 
schen Untersuchungsaus- 
schuss der Bremer Bürger- 
schaft zur Korruptionsaffäre 
um das Weserstadion aussa- 
gen. Der Ausschuss will auch 
klären, ob der Sportverein mit 
dem Schwarzgeldkonto in die 
illegalen Machenschaften 
verwickelt ist. CDU-Vorsit- 
zender Jens Eckhoff: „Wenn 
Lemke von dem Schwarz- 
geldkonto gewusst hat, ist er 
als Bildungssenator nicht 
mehr zu halten. 

BIELEFELD 

Staatsanwaltschaft 
ermittelt gegen 
Ex-SPD-Bundestags- 
abgeordneten 

In Bielefeld ermittelt die 
Staatsanwaltschaft gegen 
Günter Rixe. bis 1998 Bun- 
destagsabgeordneter       der 
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SPD, wegen des Verdachts 
des Betruges und der Un- 
treue. Rixe soll sich in seiner 
Funktion als Geschäftsfüh- 
rer einer gemeinnützigen 
Gesellschaft für Wohn- u 
Ausbildungsprojekte mit 
Scheinrechnungen und Luft- 
geschäften um über 250.000 
DM bereichert haben. 

HANNOVER 

Klüngel um Ex- 
Ministerpräsident 
Glogowski 

Bereits im November 
1999 musste der ehemalige 
niedersächsische Minister- 
präsident Glogowski (SPD) 
wegen Verquickung seines 
Amtes mit persönlichen In- 
teressen zurücktreten. Er 
hatte sich nicht nur seine 
Hochzeitsfeier zum Teil von 
Unternehmen sponsom, son- 
dern auch Reisen und Opern- 
besuche zum Teil von Unter- 
nehmen bezahlen lassen. 
Außerdem hatte der Minister- 
präsident seine VW-Auf- 
sichtsratsbezüge für 1999 in 
Höhe erst auf öffentlichen 
Druck hin anteilig an das 
Land abgeführt und lange 
Zeit keine Miete für eine ihm 
zur Verfügung gestellte lan- 
deseigene Wohnung gezahlt. 

UlTB/J 

Voller Wortlaut der Fälle: 
www.cdu.de/politik- 
a-z/spd/inhalt.htm 

MAGDEBURG 

Illegale Umleitung von 
Fraktionsgeldern 

Die SPD-Landtagsfrak- 
tion und ihr Vorsitzender Rü- 
diger Fikentscher stehen im 
Verdacht des Missbrauchs 
von Fraktionsgeldern. Die 
Broschüre der Fraktion mit 
dem Titel „Zahlen, Daten, Ar- 
gumente" war nach Angaben 
des SPD-Fraktionsgeschäfts- 
führers Jens Bullerjahn auch 
fürden Landtags-Wahl kämpf 
gedacht. Das erfüllt nach An- 
sicht des Landesrechnungs- 
hof-Präsidenten den Tatbe- 
stand der illegalen Umleitung 
von Fraktionsgeldern. 

GLADBECK 

SPD-Vorsitzender 
unter Korruptions- 
verdacht 

Dem Chef der SPD Glad- 
beck, Johann Komarnicki, 
wird vorgeworfen, für die 
Vermittlung eines Partei- 
freundes zur Kölner Entsor- 
gungsfirmaTrienekens meh- 
rere Monatsgehälter verlangt 
zu haben. Als dieser den Job 
bereits nach wenigen Wo- 
chen wieder verlor, soll Ko- 
marnicki, der zugleich auch 
Bundesvorsitzender der „Ar- 
beitsgemeinschaft Selbstän- 
diger in der SPD" ist, Druck 
auf ihn ausgeübt haben. Das 
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belastende Telefonat zwi- 
schen dem SPD-Politiker 
und seinem wieder arbeitslo- 
sen Schuldner sollen gleich 
neun Parteifreunde mit- 
gehört haben, darunter auch 
der Gladbecker SPD-Frakti- 
onschef Ulrich Klabuhn. Auf 
dessen Drängen soll sich 
Komarnicki am 19. April 
2002 schriftlich verpflichtet 
haben, bei der Neuwahl 
des Stadtverbandsvorstan- 
des nicht mehr zu kandidie- 
ren. Im Gegenzug soll ihm 
Stillschweigen zugesichert 
worden sein. 

RECKLINGHAUSEN 

Ex-SPD-Vorsitzender 
unter Korruptions- 
verdacht 

Die Staatsanwaltschaft 
Bochum ermittelt gegen den 
früheren Recklinghäuser 
SPD-Vorsitzenden Peter 
Rausch wegen Untreue und 
Bestechlichkeit. Rausch wird 
vorgeworfen, in seiner Eigen- 
schaft als Geschäftsführer der 
städtischen Wohnungsge- 
sellschaft Baufirmen Auf- 
träge verschafft zu haben, die 
dafür in seinem Privathaus 
Arbeiten verrichteten. Zu- 
dem soll Rausch mit falschen 
Angaben für Bauprojekte 
öffentliche Fördermittel er- 
schlichen haben. Dort soll er 
auch eine Mitarbeiterin sexu- 
ell belästigt haben. 

MUHLHEIM 

Versuch der Vertu- 
schung von Spenden? 

Die Mülheimer SPD er- 
hielt im Jahr 1999, aufgesplit- 
tet in zwei Tranchen, 4.500 
Mark vom Müll-Entsor- 
gungsunternehmen Triene- 
kens. Statt als Spenden ver- 
buchte die SPD das Bargeld 
im Rechenschaftsbericht zu- 
nächst fälschlich als Tages- 
einnahme. Unklar ist, ob dies 
aus Vertuschungsabsicht ge- 
schah. Erst im März 2000 ist 
das Geld korrekt als Spende 
registriert worden. 

WUPPERTAL 

Anklage gegen SPD- 
Oberbürgermeister 
wegen Korruptions- 
verdacht 

Die Staatsanwaltschaft 
Wuppertal hat gegen Ober- 
bürgermeister Hans Kremen- 
dahl (SPD) Anklage wegen 
Vorteilsannahme erhoben. Er 
soll im Jahre 1999 von dem 
Bauunternehmer Uwe Clees 
500.000 Mark (256.000 
Euro) für seinen Wahlkampf 
erhalten und ihn dafür bei 
städtischen Bauaufträgen be- 
vorzugt haben. Darüber hin- 
aus soll Clees dem Oberbür- 
germeister zwei hochqualifi- 
zierte Mitarbeiter kostenlos 

und über mehrere Wochen 
hinweg zur Verfügung ge- 
stellt haben. Entgegen allen 
öffentlichen Beteuerungen 
soll Kremendahl nach einer 
eidesstattlichen Erklärung 
des Ex-Pressesprechers von 
Clees 1998 an einem privaten 
Treffen mit dem Unterneh- 
mer teilgenommen haben, in 
dessen Verlauf auch über die 
Verwendung von Spenden- 
geldern gesprochen wurde. 

Schwarzkonten, 
Schmiergelder, 
Verhaftungen 

In Köln ist die SPD in ei- 
nen Korruptions- und Spcn- 
denskandal verwickelt. 
Mitte Juni sind derzurückge- 
tretene Vorsitzende der 
SPD-Ratsfraktion, Norbert 
Rüther, der frühere Ge- 
schäftsführer der SPD-Bun- 
destagsfraktion, Karl Wien- 
and und der Müllunterneh- 
mer Hellmut Trienekens 
festgenommen worden. Die 
Staatsanwaltschaft Köln 
wirft ihnen vor, die Auf- 
tragsvergabe zum Bau der 
Kölner Müllverbrennungs- 
anlage (MVA) an die Firma 
Steinmüller, ein Unterneh- 
men der Babcock Borsig AG, 
manipuliert zu haben. Stein- 
müller soll über Scheinfir- 
men rund 11 Millionen Euro 
(21,6  Millionen  Mark) an 
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Schmiergeldern gezahlt ha- 
ben. Davon soll Wienand 
insgesamt 3,3 Millionen 
Euro (6,4 Mrd. Mark) und 
Rüther etwa 1 Millionen 
Euro (2 Mrd. Mark) an Be- 
stechungsgeldern erhalten 
haben. Rüther wird Beihilfe 
zur Bestechlichkeit zur Last 
gelegt, dem schon 1996 we- 
gen Spionage für die DDR zu 
zweieinhalb Jahren Haft ver- 
urteilten Wienand, der das 
anrüchige Geschäft ange- 
bahnt haben soll, Beihilfe zu 
Bestechung, Bestechlichkeit 
und Steuerhinterziehung. 

DUSSELDORF 

Flugaffäre der rot-grü- 
nen Landesregierung 

Der frühere nordrhein- 
Westfälische Finanzminister 
HeinzSchleusser (SPD) mus- 
ste 1999 im Zuge der Flugaf- 
färe der Landesregierung 
zurücktreten. Er hatte vor 
dem Landes-Untersuchungs- 
ausschuss zur Aufklärung der 
Vorwürfe, für Privatreisen, 
Plugzeuge der landeseigenen 
Westdeutschen Landesbank 
(WestLB) genutzt zu haben, 
die Unwahrheit gesagt. Auch 
NRW-Ministerpräsident 
Clement und sein Vorgänger, 

Bundespräsident Johannes 
Rau, mussten sich wegen der 
Nutzung von Flugzeugen der 
WestLB vor dem Ausschuss 
erklären. 

Ministerin soll 
von ßilanzfälschung 
gewusst haben 

Die rheinland-pfälzische 
Umweltministerin Margit 
Conrad (SPD) steht unterdem 
Verdacht der Bilanzfäl- 
schung beim Saarbrücker 
Entsorgungsunternehmen 
ASS. Conrad, gegen die die 
Saarbrücker Staatsanwalt- 
schaft ermittelt, soll in ihrer 
Zeit als Bürgermeisterin in 
Saarbrücken und Aufsichts- 
ratsvorsitzende der städti- 
schen Gesellschaft ASS da- 
von gewusst haben, dass ei- 
ne Bilanz um den Betrag von 
250.000 Euro gefälscht wor- 
den war. Die Gesellschaft 
hat nach Erkenntnissen der 
Staatsanwaltschaft einem 
Entsorgungsunternehmen 
diese Summe für Transporte 
in Rechnung gestellt, die es 
nie gab. 

SAARBRÜCKEN 

Oberbürgermeister 
Hajo Hoffmann (SPD) 
im Zwielicht 

Der Saarbrücker Oberbür- 
germeister ist wegen Untreue 
in zwei Fällen vom Amtsge- 
richt Saarbrücken zu einer 
Geldstrafe von 25.000 Euro 
(200  Tagessätze)  verurteilt 

worden. Das Gericht sah es 
als erwiesen an, dass er beim 
Bau seiner Privatvilla Baulei- 
stungen und Baustoffe in 
Höhe von rund 25.000 Euro 
nicht selbst bezahlt, sondern 
über die städtische Entwick- 
lungs- und Sanierungsgesell- 
schaft (ESG)abgewickelthat. 
Hoffmann war Aufsichtsrats- 
chef der ESG. 

SPD-Bundestags- 
abgeordneter unter 
Verdacht der Steuer- 
hinterziehung 

Gegen den sachsen-an- 
haltinischen SPD-Bundes- 
tagsabgeordneten Eckhart 
Lewering und seine Frau 
Dagmar ermittelt die Staats- 
anwaltschaft Halle wegen 
des Verdachts von Korrup- 
tion und Steuerhinterzie- 
hung. Dagmar Lewering 
soll als Vizechefin der Lan- 
desversicherungsanstalt 
Sachsen-Anhalt einem Kli- 
nikbetreiber überdimensio- 
nierte Bettenkapazitäten zu- 
geschanzt und dafür das 
Wohnhaus vom gleichen 
Unternehmen etwa 100.000 
Euro billiger erhalten haben. 
Lewering will - trotz der Er- 
mittlungen - sowohl an sei- 
nem Bundestagsmandat als 
auch an der Kandidatur für 
den nächsten Bundestag 
festhalten. UD 
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ARBEITSMARKT 

Schröder gescheitert 

Zweieinhalb Monate vor 
der Bundestagswahl steht 
Bundeskanzler Schröder 
gescheitert da. Er hatte sich 
am Rückgang der Arbeits- 
losenzahl messen lassen 
wollen - und nun hat er zum 
Sommeranfang im Ver- 
gleich zum Vormonat sogar 
noch einen Anstieg hinzu- 
nehmen. Was sich Schröder 
vorgenommen hatte, ist 
Makulatur geblieben. FAZ 

Miserabel 

Die Botschsaft aus Nürn- 
berg ist deprimierend: 
Babcock ist überall. Fast 
vier Millionen Menschen 
waren im Juni ohne Arbeit 
- der höchste Stand in die- 
sem Sommermonat seit 
dem Wahljahr 1998. In 74 
Tagen wird ein neuer Bun- 
destag gewählt, und die 
rot-grüne Bilanz am Ar- 
beitsmarkt fällt miserabel 
aus. In dieser zentralen 
Frage ist Deutschland in 

der ablaufenden Legisla- 
turperiode nicht vorange- 
kommen. Der Kanzler und 
sein Arbeitsminister ma- 
chen es sich ziemlich ein- 
fach damit, wenn sie für die 
miese Entwicklung allein 
die Tücken der Weltwirt- 
schaft und die Sonderrolle 
Ostdeutschlands verant- 
wortlich machen. 

Süddeutsche Zeitung 

Dramatisch schlecht 

Die neuesten Zahlen vom 
deutschen Arbeitsmarkt 
sind nicht bloß enttäu- 
schend. Sie sind drama- 
tisch schlecht. Die Regie- 
rungsstrategie, das Thema 
Jobs bis zur Wahl mit den 
Vorschlägen der Hartz- 
Kommission zu besetzen, 
steht damit vor dem Schei- 
tern. Denn die neuen Daten 
zeigen vor allem eins: Auch 
eine Jobvermittlung, die 
morgen nach allen Regeln 
der Hartzschen Kunst mo- 
dernisiert würde, könnte 
den zentralen Mangel nicht 
ausgleichen - in Deutsch- 
land fehlen Arbeitsplätze. 
Wer im Wahlkampf ver- 
spricht,  die Arbeitslosig- 

keit zu senken, der muss 
deshalb über Wachstum 
und Beschäftigungsdyna- 
mik reden.F'm-dnzi'dl Times 

WAHLKAMPF 

Rot-grüne 
Unverfrorenheit 

Wahlkampf ist beschleu- 
nigte Politik und deshalb 
besonders lehrreich. Zum 
Beispiel der Fall Florian 
Gerster. Nur ein paar Wo- 
chen dauerte es, bis der 
neue Stern am Himmel der 
deutschen A rbe its losen - 
Verwaltung verblasste. 
Kaum hatte er zum ersten 
Mal im neuen Amt dem 
Volk die aktuelle Beschäf- 
tigungsstatistik vorgele- 
sen, war seine Aura als So- 
zialreformator verflogen • 
Und nachhaltige Verstim- 
mung machte sich breit 
über die Unverfrorenheit- 
mit der die Regierung eine 
zweite Legislatur für Pro- 
blemlösungen bean- 
sprucht, die schon zu Be- 
ginn ihrer ersten Amtszeit 
ganz offensichtlich fällig 
gewesen wären.   Die Welt 
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Griindungslahr-w'' 

IMPOST«?** „lUtSCt 

CSU: im Volk verwur- 
zelte Volkspartei 

Die Partei des Unionskanz- 
lerkandidaten Stoiber heißt 
mit vollem Namen Christlich 
Soziale Union Bayerns. Der 
Name ist Programm - und 
das Geheimnis ihres jahr- 
zehntelangen Erfolgs. Die 
CSU regiert seit Menschen- 
gedenken mit absoluter 
Mehrheit im Freistaat, die 
SPD erreicht dort ein Drittel 
oder ein Viertel der Wähler- 
stimmen, die FDP und die 
Grünen sind mal über, mal 
unter der Fünf-Prozent- 
Marke. Stoibers Partei muss 
also etwas haben, das den 
Großteil der Bürger zufrie- 
den stellt, und zwar über so- 
ziale, konfessionelle und re- 
gionale Grenzen hinweg. Es 
gibt in Bayern weder nen- 
nenswert mehr Reiche, Be- 
amte, Kirchgänger noch ei- 
nen geringeren Anteil an 
Portschrittsanbetern als in 
anderen Bundesländern. 
Seit der Pisa-Studie dürfte 
auch der oft geraunte Ver- 
aacht erledigt sein, dass der 
^Kfolg der CSU auf der Un- 
bildung eines dumpfen Berg- 
volkes gründe. 

Wer sich wundert, dass 
der Kanzlerkandidat Stoiber 
kaum politische Angriffs- 
flächen bietet, dass er gar 
nicht mehr dort steht, wo ihn 
Münteferings Kampa zu tref- 
fen plante, hat sich mit der 
CSU nicht eingehend genug 
beschäftigt. Nicht einmal der 
bayerisi he Sozialdemokrat 
Jochen Vogel hatte es ge- 
schafft, der unter allen Volks- 
parteien am stärksten im Volk 
verwurzelten Partei beizu- 
kommen.Warum sollte Schrö- 
ders Angriff auf CSU-Positio- 
nen erfolgreicher sein? 

Von der Wirtschafts- bis 
zur Familienpolitik, von der 
Sicherheits- bis zur Einwan- 
derungspolitik, von der Bil- 
dungs- bis zur Rechtspolitik 
setzt die CSU seit je, wenn 
nicht Maßstäbe, so doch 
Marksteine. Es ist Parteien- 
ges( hie •htsklitterung. der 
CSU den Vorwurf oder als 
Hohn entgegenzuhalten, die 
sei „ sozialdemokratisiert". 
Das genaue Gegenteil ist der 
Fall. Nicht die CSU hat sich 
der SPD angenähert, sondern 
die Erfolge der CSU und 
CDU haben die SPD veran- 
lasst, sich von Marx und des- 
sen Geistesverwandten abzu- 
wenden. FAZ 

NRW: SPD 
im Stimmungstief 

Immer deutlicher zeichnet 
sich ab, dass die nächste Bun- 
destagswahl nicht „im 
Osten" entschieden wird, 
sondern in Nordrhein-West- 
falen. Und das aus demselben 
Grund, der die Ostdeutschen 
für Wahlkämpfer so interes- 
sant macht: Wo die parteipo- 
litischen Bindungen der Be- 
völkerung gering sind, da gibt 
es viel zu gewinnen. In Ost- 
deutschland ist das seit zwölf 
Jahren so: in Nordrhein- 
Westfalen, das allein mehr 
Wähler hat als die fünf neuen 
Länder zusammen, lösen sich 
die alten Treueverhältnisse 
zusehends auf. Ausgerechnet 
im Wahljahr sieht sich die re- 
gierende SPD auf ein Stim- 
mungstief zurückgeworfen, 
wie sie es zuletzt bei der Kom- 
munalwahl erlebt hat. Auch 
damals waren es vor allem 
Filzvorwürfe, die den Sozial- 
demokraten den Wahlkampf 
verhagelten. Diesmal sind die 
Affären von Köln und Wup- 
pertal die Tropfen, die das 
Fass der Unzufriedenheoit 
mit der Landesregierung zum 
Überlaufen bringen.      FAZ 
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Informationen aus dem Konrad-Adenauer-Haus 

11. Juli 2002 

+ + + Nervös in die Ferien + + + 
Die SPD vor der Sommerpause 

Die Situation ist nicht rosig für die deutsche 
Sozialdemokratie: In den Meinungsumfragen 

liegt die SPD zweieinhalb Monate vor der Bun- 
destagswahl drei bis fünf Prozentpunkt hinter der 
Union, eine Fortsetzung der gemeinsamen Re- 
gierung mit den Grünen ist mehr als unwahr- 
scheinlich und bei den wichtigsten Themen trauen 
die Wähler der Union und ihrem Kanzlerkandi- 
daten nach wie vor mit Abstand die höchste Kom- 
petenz zu. 

In den letzten Tagen sind zwei Lösungsansatze 
augenscheinlich geworden, wie die SPD-Strategen 
versuchen wollen, das Blatt noch zu wenden: Der 
zurückgetretene brandenburgische Ministerprä- 
sident Stolpe soll an Stelle des wirkungslosen 
Staatsministers Rolf Schwanitz als Gegenspie- 
ler von Lothar Späth im ostdeutschen Wahlkampf 
auftreten. Und mit den Vorschlägen der Hartz- 
Kommission will Gerhard Schröder von seiner mi- 
serablen Arbeitsmarktbilanz ablenken. 

Doch diese vermeintlichen Coups erweisen 
sich als Rohrkrepierer: 

So fällt die wirtschaftspolitische Bilanz von Ex- 
Ministerpräsident Stolpe angesichts der Pleiten 
von Cargolifter, Lausitzring und Landesentwick- 
lungsgesellschaft ziemlich miserabel aus. Wie man 
so gegen den erfolgreichen Wirtschaftsfachmann 
Späth im Wahlkampf punkten will, bleibt ein Ge- 
heimnis der SPD-Kampa. Dass auch die Wähler 
da so ihre Zweifel haben, zeigen Umfragen, wo- 
nach das Unions-Pendant Lothar Späth als deut- 

lich kompetenter eingeschätzt wird (emnid, Die 
Welt, 29. Juni 2002: 50 zu 35 Prozent). 

Als Befreiungsschlag gedacht war das vorzeitige 
Bekanntmachen der Vorschläge der Kommission 
um den VW-Personalvorstand Peter Hartz. So 
wollte Schröder Handlungswillen und arbeits- 
marktpolitische Kompetenz demonstrieren und 
seine zunehmend nervösen Genossen beruhi- 
gen. Über die Sommerpause verteilt sollen - so 
der Plan der SPD - nach und nach neue Vor- 
schläge durchsickern. Sofort nach der Vorlage 
des Abschlussberichts der Kommission am 16. 
August will man eine „Parteikonferenz" einbe- 
rufen und die Vorschläge auch im Bundestag de- 
battieren. Doch der Plan, die SPD könne von ei- 
nem Sommerlochthema Arbeitslosigkeit/Hartz pro- 
fitieren, wird nicht aufgehen: 
• Hauptgrund dafür ist die steigende Arbeits- 
losigkeit. So waren entgegen der Erwartungen 
im Juni mehr Menschen arbeitslos als im Mai. 
Gegenüber Juni 2001 ist die Arbeitslosigkeit um 
260.000 Personen angestiegen. Am 7. August 
und am 5. September, wenn die Arbeitsmark- 
daten für die Monate Juli und August veröffent- 
licht werden, wird das Bild noch schlechter sein. 
Die Wähler bekommen das Versagen der Re- 
gierung in der Arbeitsmarktpolitik damit alle vier 
Wochen ganz plastisch vor Augen geführt. Hartz 
wird Schröder da nicht viel helfen. 
• Zudem legen die Kommissions-Pläne den 
Schwerpunkt auf das bloße Verwalten von Ar- 
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beitslosen. Durch die Umbenennung in staatli- 
che Leiharbeiter oder durch die Vorverlegung des 
Vorruhestands auf 55 wird allerdings kein ein- 
ziger Arbeitsplatz geschaffen. Dies ist den Bür- 
gern nicht verborgen geblieben: Nach einer Em- 
nid-Umfrage von Anfang Juli glauben nur 19 P<0' 
zent der Befragten an die versprochene Halbie- 
rung der Arbeitslosigkeit; 55 Prozent halten das 
Hartz-Konzept für sozial nicht ausgewogen, dar- 
unter 48 Prozent der SPD-Wähler. 
• Dem Hartz-Konzept fehlt darüber hinaus eine 
„spezifisch ostdeutsche Sicht", meinen selbst 
Brandenburgs neuer Ministerpräsident Matthias 
Platzeck, sein Kollege Harald Ringstorff (Meck- 
lenburg-Vorpommern) und der Leipziger Ober- 
bürgermeister Wolfgang Tiefensee (alle SPD). An- 
gesichts der in den neuen Ländern höchsten Ar- 
beitslosigkeit seit der Wende soll jetzt eilig nach- 
gearbeitet werden. 
• Innerhalb der Gewerkschaften wird das Hartz- 
Papier mit Vokabeln wie „untauglich", „unak- 
zeptable Härten" oder „kontraproduktiv" massw 
kritisiert. Kein Wunder: Stehen doch einige Vor- 
schläge der Kommission in diametralem Wi- 
derspruch zum SPD-Wahlprogramm und sind har- 
ter Tobak für die „Hardliner" der SPD (Erleich- 
terung von Leiharbeit, Absenken der Arbeitslo- 
senhilfe, Quasi-Abschaffung des Scheinselbst' 
ändigengesetzes). Nach heftigem internem Ge' 
rangel halten die Gewerkschaften zwar zunächs 
still, doch ob die Traditionalisten mit ihrem Wi- 
derspruch lange hinter dem Berg halten können; 
„ist mehr als unsicher", wie auch der „Spießel 

(Nr. 28/2002) schreibt. 
• Ärgerlich aus Sicht der SPD ist auch, das 
die Union längst Kernpunkte der angebliche ^ 
neuen Hartz'schen Ideen als Anträge in Bundesra 
und Bundestag eingebracht hat. Den Wähler' 
wird nur schwer zu vermitteln sein, warum si 
am 4. Juli im Bundestag Vorschläge der Uni°' 
abgeschmettert hat, die Kernpunkte des Hart* 
Konzepts betrafen („Job-Center"; „fördern u" 
fordern"). ^ 

on* • Aber auch wenn die SPD noch vor der 
damit beginnen sollte, einige der Kommissi 
Vorschläge umzusetzen, 60 Prozent der Wän 
halten die Hartz-Vorschläge für ein durchsicn 
ges Wahlkampfmanöver (infratest dimap. A^ 

. Juli 2002). 
Alles in allem sind die Hartz-Vorschläge ein6 

Ohrfeige für die Regierung Schröder. Die W 
schlage der Kommission werden das 52. ^ 
achten sein, dass Schröder zum Arbeitsmarkt P 
sentiert. Sie sind damit ein Testat für seine Unta 
keit. Dem Kanzler fehlt es an Kraft, Deutscht 
wieder in die europäische Spitzengruppe °\^. 
Wirtschaftswachstum zu führen. Doch ohne n* 
haltigen Aufschwung wird es in Deutschland k 
Fortschritte bei der Bekämpfung der Arbei"• 
sigkeit geben - da nützen auch die schön 
Sonntagsreden  über  Arbeitsmarktreform 
nichts. Schröder wird es nicht gelingen, di 
Erkenntnis bis zum 22. September unter o 
Teppich zu halten. 
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Offensive 2002 

Offensive 2002 - Aufschwung für Arbeit 
Es ist Zeit für Taten - Deutschland muss neue Wege gehen. 

Es gibt über vier Millionen Menschen ohne Arbeit. Die Be- 
schäftigung sinkt seit achtzehn Monaten. Wir sind Letzter in 
der EU beim Wirtschaftswachstum. Die Arbeitslosigkeit in 
Ostdeutschland hat den höchsten Stand seit der Vereini- 
gung erreicht. 

Hauptproblem ist nicht die Vermittlung von Arbeitslosen, 
sondern der Mangel an Arbeitsplätzen. 

CDU und CSU wollen unser Land in die Spitzengruppe der 
wirtschaftsstarken Länder Europas zurückzuführen und die 
Menschen in Deutschland wieder in Lohn und Brot bringen. 
Dafür brauchen wir den politischen Wechsel. 

Unsere Offensive 2002: 
Die sieben Initiativen von 
Edmund Stoiber und Lothar Späth 

1. für mehr Freiheit und 
Soziale Marktwirtschaft: 

Wir wollen, dass den Menschen und den Betrieben mehr in 

den Taschen bleibt und sorgen dafür, dass sich Leistung 
lohnt. 

2. für mehr Wachstum im Mittelstand: 
Damit neue Arbeitsplätze entstehen, werden wir als Sofort- 

^aßnahme die Investitionsfähigkeit und -bereitschaft kleinerer 
und mittlerer Unternehmen durch erste steuerliche Entlastun- 
gen gezielt stärken. 

3- für Bürokratiebefreiung: 
Unseren Staat machen wir entscheidungsfreudiger und 
schneller, damit wirtschaftliche Dynamik und unternehmeri- 
sche Initiative den dringend nötigen Freiraum erhalten. Wir 
Werden einen „Bürokratie-TÜV" einführen. 

4- für Unternehmensgründungen: 
Wir werden die Gründung neuer Existenzen vorantreiben und so 
ei"e neue Gründerwelle in Deutschland auslösen, denn jeder 

"istenzgründer schafft im Schnitt etwa drei neue Arbeitsplätze. 
ftls ersten Schritt werden wir das rot-grüne Gesetz gegen die 
s°genannte „Scheinselbstständigkeit" abschaffen. 

jf. für den High-Tech-Standort Deutschland: 
ir werden die technologische Wettbewerbsfähigkeit Deutsch- 

es stärken, damit die Arbeitsplätze der Zukunft wieder in 
eutschland entstehen. Es kann nicht sein, dass deutsche Ent- 

wicklungen wie der Transrapid in Schanghai bestaunt werden 
können - in Deutschland aber nicht. 

6. für einen flexiblen Arbeitsmarkt: 
Wir schaffen Bewegung auf dem Arbeitsmarkt und führen 
die 400-€-Jobs ein - abgabenfrei für Arbeitnehmer. 

Mit uns wird der Grundsatz gelten: Wer arbeitet muss mehr 
verdienen als wenn er nicht arbeitet. 

7. für neuen Schwung im Osten: 
Noch in diesem Jahr sorgen wir mit einem kommunalen In- 
vestitionsprogramm im Umfang von einer Milliarde € dafür, 
dass Städte und Landkreise im Osten wieder die dringend 
nötigen Arbeiten an Krankenhäusern, Schulen, Kindergär- 
ten, Sport- und Kultureinrichtungen leisten können. Damit 
helfen wir zugleich vielen mittelständischen Unternehmen 

und Handwerkern. Darüber hinaus legen wir ein Sonderför- 
derprogramm „Offensive Zukunft Ost" auf, um mit einerwei- 
teren Milliarde € Mittelstand, Existenzgründer und Innova- 
tionen in Ostdeutschland zu unterstützen. 

Finanzierung der Offensive 2002 

Wir machen keine leeren Versprechungen. Die gezielten 
Maßnahmen, die wir 2002 und 2003 umsetzen werden, 
kosten 9 bis 10 Mrd. €, das sind rund 4 % des Bundes- 
haushalts. Diesen Betrag können wir solide finanzieren 
durch die Rückflüsse aus der EU für nicht verbrauchte 
Strukturfondsmittel, durch die Privatisierung von Bundesbe- 
teiligungen sowie durch Umschichtungen und Einsparungen 
im Bundeshaushalt. Einsparpotentiale sehen wir auch bei 
der Bundesanstalt für Arbeit. 

Deutschland packt's an 

Die rot-grüne Bundesregierung hat sich in über fünfzig Gut- 
achten und Expertisen, Vorschläge zur Belebung der Wirt- 

schaft und des Arbeitsmarktes machen lassen, die in den 
Schubladen der Amtsstuben versenkt wurden. Deuschland 
hat kein Problem, geeignete Ideen und Vorschläge zu fin- 
den. Unser Land hat vielmehr ein massives Umsetzungspro- 
blem. Dies zu beheben ist die zentrale Aufgabe der näch- 
sten Wahlperiode. Wir müssen endlich den Aufschwung für 
Arbeit anpacken - und nicht nur darüber reden. 

Zeit für Taten. 
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